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STANDPUNKT

Identität,
rechtsgedreht
Velten Schäfer über Sarkozys
Sägen an der Staatsbürgerschaft

Würde Nicolas Sarkozy Präsident,
müsste wohl die Ideengeschichte
umgeschrieben werden. Denn
bisher lehrt dieselbe, die Scheide
zwischen der republikanisch-de-
mokratischen Idee der Nation
und einer tendenziell rassisti-
schen werde vom Ius Soli mar-
kiert: Nicht das »Blut« entschei-
det, ob man dazugehört, wie et-
wa in deutscher Tradition. Son-
dern die Geburt auf dem Boden
des Landes, wie im republikani-
schen Frankreich.
Das ist zwar reichlich verein-

facht. Doch bleibt es ein Damm-
bruch, dass Sarkozy jetzt am Ge-
burtsrecht auf die Staatsangehö-
rigkeit zu sägen beginnt. Die
»nationale Identität«, die der
mögliche Präsidentschaftsbewer-
ber zum Angelpunkt einer Kam-
pagne zu machen beginnt, erfüh-
re eine exklusivere Neuausrich-
tung – eine Operation am Selbst-
verständnis des Landes.
Denn so verstanden beschreibt

»Identität« nicht bloß, was in ei-
nem Land Sache und wer dort
ansässig ist. Sondern in dem Wort
schwingt mit, wie dort zu leben
sei und wer das Recht dazu habe.
Dies aber ist in diversen Härte-
graden das große Thema in der
Rechten Europas: von der akut
leitkulturschwangeren CSU über
FPÖ und Front National bis hin
zu den radikalen Kräften, die sich
die »Identität« als rechtsgedreh-
ten Imperativ gleich zum Namen
erkoren haben.
Es sind, auch wenn der deut-

sche Geheimdienst die hiesige
Sektion nun beobachtet, gute
Zeiten für die »Identitären« – die
ihren Anfang übrigens vor bald
15 Jahren in Frankreich nahmen.

IS verschleppt
2000 Geiseln
Rückzug der Dschihadisten aus der
nordsyrischen Stadt Manbidsch

Damaskus. Die Dschihadistenmiliz Islami-
scher Staat (IS) hat nach Angaben von geg-
nerischen Rebellen und Aktivisten bei ihrem
Rückzug aus Manbidsch etwa 2000 Zivilisten
entführt. Die IS-Kämpfer hätten die Zivilisten
am Freitag aus Al-Sireb, dem letzten Viertel
der nordsyrischen Stadt, in dem sie noch Wi-
derstand leisteten, verschleppt, erklärte die
Gruppierung SDF. »Sie haben die Zivilisten als
menschliche Schutzschilde benutzt, die uns
daran gehindert haben, sie ins Visier zu neh-
men«, erklärte das Bündnis aus arabischen
und kurdischen Kämpfern. Die Dschihadisten
seien mit den Geiseln Richtung Dscharablus
geflohen, einer von der IS-Miliz kontrollier-
ten Stadt rund 40 Kilometer nördlich von
Manbidsch.
Die Syrische Beobachtungsstelle für Men-

schenrechte bestätigte die Entführung von
Zivilisten durch die Dschihadisten. Diese hät-
ten rund 2000 Geiseln in 500 Autos Rich-
tung Dscharablus gefahren, erklärte die op-
positionsnahe Organisation. Ihre Informati-
onen sind meist kaum zu überprüfen. AFP/nd

Seit neun Jahrzehnten olympisch
Visionär, revolutionär, legendär: Kubas langjähriger Staatschef Fidel Castro wird 90

Berlin. Kein Zweifel: Fidel Castro wird als
Sportbegeisterter dieOlympischenSpiele inRio
de Janeiro interessiert verfolgen – fraglich je-
doch, ob auch an seinem 90. Geburtstag am
13. August Zeit dafür bleibt. Hartnäckig hält
sich der Mythos, dass die Geschichte des 20.
Jahrhunderts ganz anders geschrieben hätte
werden müssen, wäre Castro beim Probetrai-
ning in den USA Ende der 40er Jahre nicht
durchgefallen, sondern als Profi bei einem
Baseballverein verpflichtet worden. Fakt ist,
dass er mit 16 auf ein Jesuitenkolleg in Ha-
vanna wechselte und sich einen Ruf als he-
rausragender Athlet erwarb – er glänzte in

Baseball und Basketball und wurde 1944 zum
vielseitigsten Schulsportler Kubas gewählt.
Weltweites Aufsehen erregte er erstmals

1953 beim sportlich gewagten Versuch, mit ein
paar Mitstreitern die Moncada-Kaserne in San-
tiago de Cuba zu erstürmen – das Unterfangen
scheiterte, das Datum aber, der 26. Juli, wurde
später ebenso zum Nationalfeiertag erklärt wie
der 1. Januar, an dem 1959 nach zweijähri-
gem Guerillakampf der Diktator Batista floh.
Castro als Inbegriff der kubanischen Revoluti-
on wurde zum Idol linker Bewegungen. Der
USA-Politik galt er als Hassfigur, gegen die At-
tentats- und Putschpläne geschmiedet wurden.

Talent hatte Castro auch im Umgangmit der
Machete, was er bei Zuckerrohrernten de-
monstrierte. 1970 wurde ein mehr als ambiti-
oniertes Planziel vorgegeben: zehn Millionen
Tonnen! »Ich habe nie im Leben für etwas so
viel Energie aufgewendet wie für diese Zehn-
Millionen-Zafra, ich wusste ja, was sie für die
Revolution und das Land bedeutet«, sagte Cast-
ro. Allen Anstrengungen und einer Rekord-
ernte zum Trotz wurde das Ziel klar verfehlt.
»Das muss uns eine große Lehre sein. Die Re-
volution ist etwas Wunderbares, aber sie er-
fordert mehr Ernsthaftigkeit, mehr Nachden-
ken«, war sein Fazit.ml Seite 21
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UNTEN LINKS

Ihre Politik fühlt sich für uns
Menschen schon lange so an, wie
es sich für einen Hund anfühlen
muss, wochenlang in einem win-
zigen, kalten, fensterlosen Kel-
lerverschlag festgekettet zu sein.
Und auf ihren Wahlplakaten se-
hen wir genau jene erloschenen
Buchhaltertypen und Elendsge-
stalten, von denen wir uns plas-
tisch vorstellen können, dass sie
ihre Freizeit bevorzugt mit dem
Foltern possierlicher kleiner
Pelztierchen verbringen. Insofern
kann man der SPD also nicht den
geringsten Vorwurf machen. Alles
ist wie immer. Ihre schon seit et-
lichen Jahren währenden An-
strengungen, bei den jeweils be-
vorstehenden Wahlen endlich ein
einstelliges Ergebnis zu erzielen,
hätten, wenn alles weiter genau
so gemacht worden wäre wie bis-
her, demnächst Früchte tragen
können. Doch nun ist die Partei
auf die steindumme Idee verfal-
len, bei ihren zurzeit in Berlin zu
sehenden Großplakaten den
Schriftzug »SPD« wegzulassen.
Jetzt wird der darauf abgebildete
Eumel natürlich gewählt! tbl

Sarkozy im Fahrwasser der Front National
Französischer Ex-Präsident macht Stimmung gegen das Staatsbürgerschaftsrecht

Um seine Chancen zu vergrö-
ßern, bei der für November an-
gesetzten Vorwahl der Rechten
als Präsidentschaftskandidat
gekürt zu werden, scheut Nico-
las Sarkozy vor nichts zurück.

Von Ralf Klingsieck, Paris

In einem Interview für die rechts-
extreme Zeitschrift »Valeurs ak-
tuelles« griff der französische Ex-
Präsident Sarkozy jetzt populisti-
sche Argumente der Front Natio-
nal auf. Dabei ging es um die De-
batte zum Kampf gegen den isla-
mistischen Terrorismus und zur
inneren Sicherheit in Frankreich.
Während Sarkozy noch im

Herbst 2015 in einem Buch ver-
sicherte, das »Droit du sol«, also
das traditionelle automatische
Anrecht auf die französische
Staatsangehörigkeit für in Frank-
reich geborene Kinder bei Errei-
chung des 18. Lebensjahres, nicht
antasten zu wollen, vollzog er nun
eine Kehrtwende. Minderjähri-

gen, die wiederholt mit dem Ge-
setz in Konflikt geraten sind oder
sogar verurteilt wurden, soll die
Staatsbürgerschaft verwehrt blei-
ben. Dasselbe soll gelten, wenn
sich die Eltern zum Zeitpunkt der
Geburt illegal in Frankreich auf-
hielten. Das ruft nicht nur Men-
schenrechtsgruppen, Rechtsex-
perten und linke Politiker auf den
Plan, sondern sogar Kritiker aus
dem eigenen Lager – wie die »Mit-
kandidatin« Nathalie Kosciusko-
Morizet, die bemerkt, dass Sar-
kozy damit de facto in Kauf
nimmt, Staatenlose zu schaffen,
was durch UNO-Beschlüsse ver-
boten ist.
Sarkozy, der offiziell noch gar

nicht erklärt hat, ob er sich um die
Präsidentschaftskandidatur be-
werben wird – woran aber kaum
zu zweifeln ist –, stellt den Wahl-
kampf der Rechten schon jetzt un-
ter das Zeichen der »Nationalen
Identität«. Damit dürfte in die öf-
fentliche Debatte auch die For-
derung zurückkehren, rechts-

kräftig verurteilten Kriminellen
oder gar Terroristen, die eine
doppelte Staatsbürgerschaft be-
sitzen, die französische abzuer-
kennen und sie in ihre Heimat ab-

zuschieben. Zunächst als Innen-
minister 2005-2007 und ab 2007
als Präsident hatte Nicolas Sar-
kozy mehrfach Anlauf genom-
men, das Gesetz in diesem Sinne
ändern zu lassen. Da die Ableh-
nung in der Öffentlichkeit und
selbst im eigenen Lager zu groß
war, hatte er das Thema seiner-
zeit fallen gelassen. Ganz aufge-

geben hat er es wohl nicht, zumal
es sich dabei um eine der popu-
listischen Forderungen der Front
National handelt, die sich der Ex-
Präsident auf der Suche nach zu-
sätzlichen Wählerstimmen
schrittweise zu eigen zu machen
versucht. Doppelte Staatsange-
hörigkeit ist in Frankreich erlaubt
und vor allem unter Franzosen,
deren Familien aus Nordafrika
oder der Türkei stammen, sehr
verbreitet.
In dem Interview präsentiert

sich Sarkozy als Stratege im Krieg
gegen internationalen Terroris-
mus und damit als Alternative zu
der von ihm als zögerlich und
nachgiebig dargestellten linken
Exekutive. Er fordert, die Bezie-
hungen zu Russland zu normali-
sieren und gemeinsames Handeln
gegen Terrorismus zu vereinba-
ren. Die arabischen Länder soll-
ten seiner Überzeugung nach ge-
drängt werden, eigene Boden-
truppen in den Kampf gegen den
Islamischen Staat zu schicken.

Doppelte Staats-
angehörigkeit ist
unter Franzosen,
deren Familien aus
Nordafrika oder
der Türkei stammen,
sehr verbreitet.

Kreml-Stabschef
ausgewechselt
Präsident Putin entlässt Iwanow

Moskau. Der russische Präsident Wladimir
Putin hat seinen langjährigen Vertrauten,
Kreml-Stabschef Sergej Iwanow, überra-
schend entlassen. Dies sei auf dessen eige-
nen Wunsch geschehen, erklärten beide Po-
litiker. Iwanow werde künftig Sonderbeauf-
tragter des Präsidenten für Umwelt und
Transport, teilte der Kreml am Freitag in ei-
nem Dekret mit. Der 63-jährige Iwanow
stammt wie Putin aus St. Petersburg. Der frü-
here Vizeregierungschef gilt als enger Ver-
bündeter Putins und war 2012 auf den Pos-
ten des Kreml-Verwaltungschefs berufen
worden. Zeitweilig wurde Iwanow auch als
Kandidat für den Posten des Regierungs-
chefs oder des Präsidenten gehandelt. Nach-
folger Iwanows als Kreml-Stabschef wird sein
bisheriger Stellvertreter Anton Waino.
Die überraschende Personalie kommt

zwei Wochen nach einer Serie von Neube-
rufungen regionaler Spitzenbeamter. Diese
wurde von manchen Experten so verstan-
den, dass sich der Kreml vor der Parla-
mentswahl am 18. September in Stellung
bringt. AFP/nd Kommentar Seite 2

Wirtschaft wächst
langsamer
LINKE fordert Entlastung geringer
und mittlerer Einkommen

Berlin. Die Konjunktur hat sich merklich ab-
gekühlt. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP)
wuchs im zweiten Quartal nur noch um 0,4
Prozent, wie das Statistische Bundesamt am
Freitag mitteilte. Zu Jahresanfang belief sich
das Wachstum noch auf 0,7 Prozent. Auch in
der übrigen Eurozone verlangsamt sich das
Wachstum. Es halbierte sich im vergangenen
Quartal laut der europäischen Statistikbe-
hörde Eurostat auf 0,3 Prozent.
Angesichts dieser Zahlen hat der wirt-

schaftspolitische Sprecher der LINKEN im
Bundestag, Michael Schlecht, gegenüber »nd«
eine Steuerreform ins Spiel gebracht: »Zur
Stärkung der Binnennachfrage brauchen wir
die Entlastung der geringen und mittleren
Einkommen gegenfinanziert durch höhere
Steuern von Spitzenverdienern und Super-
reichen.« Insbesondere aber auch eine besse-
re Lohnentwicklung und mehr öffentliche In-
vestitionen könnten Schlecht zufolge die Bin-
nennachfrage stärken und so die Wirtschaft
gegenüber globalen Turbulenzen wider-
standsfähiger machen. spo Seiten 2 und 8

Das Kreative
als Disziplin
Mit der Aufnahme des
Skateboardfahrens ins
Olympische Programm
von Tokio 2020 erlebt
der Sport eine Wieder-
vereinigung – ein Essay
zur Zeitgeschichte von
Sport und Gesellschaft.
Seiten 18 und 19
Foto: 123rf/pterwort [M]
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umgeschrieben werden. Denn
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zwischen der republikanisch-de-
mokratischen Idee der Nation
und einer tendenziell rassisti-
schen werde vom Ius Soli mar-
kiert: Nicht das »Blut« entschei-
det, ob man dazugehört, wie et-
wa in deutscher Tradition. Son-
dern die Geburt auf dem Boden
des Landes, wie im republikani-
schen Frankreich.
Das ist zwar reichlich verein-
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bruch, dass Sarkozy jetzt am Ge-
burtsrecht auf die Staatsangehö-
rigkeit zu sägen beginnt. Die
»nationale Identität«, die der
mögliche Präsidentschaftsbewer-
ber zum Angelpunkt einer Kam-
pagne zu machen beginnt, erfüh-
re eine exklusivere Neuausrich-
tung – eine Operation am Selbst-
verständnis des Landes.
Denn so verstanden beschreibt

»Identität« nicht bloß, was in ei-
nem Land Sache und wer dort
ansässig ist. Sondern in dem Wort
schwingt mit, wie dort zu leben
sei und wer das Recht dazu habe.
Dies aber ist in diversen Härte-
graden das große Thema in der
Rechten Europas: von der akut
leitkulturschwangeren CSU über
FPÖ und Front National bis hin
zu den radikalen Kräften, die sich
die »Identität« als rechtsgedreh-
ten Imperativ gleich zum Namen
erkoren haben.
Es sind, auch wenn der deut-

sche Geheimdienst die hiesige
Sektion nun beobachtet, gute
Zeiten für die »Identitären« – die
ihren Anfang übrigens vor bald
15 Jahren in Frankreich nahmen.

IS verschleppt
2000 Geiseln
Rückzug der Dschihadisten aus der
nordsyrischen Stadt Manbidsch

Damaskus. Die Dschihadistenmiliz Islami-
scher Staat (IS) hat nach Angaben von geg-
nerischen Rebellen und Aktivisten bei ihrem
Rückzug aus Manbidsch etwa 2000 Zivilisten
entführt. Die IS-Kämpfer hätten die Zivilisten
am Freitag aus Al-Sireb, dem letzten Viertel
der nordsyrischen Stadt, in dem sie noch Wi-
derstand leisteten, verschleppt, erklärte die
Gruppierung SDF. »Sie haben die Zivilisten als
menschliche Schutzschilde benutzt, die uns
daran gehindert haben, sie ins Visier zu neh-
men«, erklärte das Bündnis aus arabischen
und kurdischen Kämpfern. Die Dschihadisten
seien mit den Geiseln Richtung Dscharablus
geflohen, einer von der IS-Miliz kontrollier-
ten Stadt rund 40 Kilometer nördlich von
Manbidsch.
Die Syrische Beobachtungsstelle für Men-

schenrechte bestätigte die Entführung von
Zivilisten durch die Dschihadisten. Diese hät-
ten rund 2000 Geiseln in 500 Autos Rich-
tung Dscharablus gefahren, erklärte die op-
positionsnahe Organisation. Ihre Informati-
onen sind meist kaum zu überprüfen. AFP/nd

Seit neun Jahrzehnten olympisch
Visionär, revolutionär, legendär: Kubas langjähriger Staatschef Fidel Castro wird 90

Berlin. Kein Zweifel: Fidel Castro wird als
Sportbegeisterter dieOlympischenSpiele inRio
de Janeiro interessiert verfolgen – fraglich je-
doch, ob auch an seinem 90. Geburtstag am
13. August Zeit dafür bleibt. Hartnäckig hält
sich der Mythos, dass die Geschichte des 20.
Jahrhunderts ganz anders geschrieben hätte
werden müssen, wäre Castro beim Probetrai-
ning in den USA Ende der 40er Jahre nicht
durchgefallen, sondern als Profi bei einem
Baseballverein verpflichtet worden. Fakt ist,
dass er mit 16 auf ein Jesuitenkolleg in Ha-
vanna wechselte und sich einen Ruf als he-
rausragender Athlet erwarb – er glänzte in

Baseball und Basketball und wurde 1944 zum
vielseitigsten Schulsportler Kubas gewählt.
Weltweites Aufsehen erregte er erstmals

1953 beim sportlich gewagten Versuch, mit ein
paar Mitstreitern die Moncada-Kaserne in San-
tiago de Cuba zu erstürmen – das Unterfangen
scheiterte, das Datum aber, der 26. Juli, wurde
später ebenso zum Nationalfeiertag erklärt wie
der 1. Januar, an dem 1959 nach zweijähri-
gem Guerillakampf der Diktator Batista floh.
Castro als Inbegriff der kubanischen Revoluti-
on wurde zum Idol linker Bewegungen. Der
USA-Politik galt er als Hassfigur, gegen die At-
tentats- und Putschpläne geschmiedet wurden.

Talent hatte Castro auch im Umgangmit der
Machete, was er bei Zuckerrohrernten de-
monstrierte. 1970 wurde ein mehr als ambiti-
oniertes Planziel vorgegeben: zehn Millionen
Tonnen! »Ich habe nie im Leben für etwas so
viel Energie aufgewendet wie für diese Zehn-
Millionen-Zafra, ich wusste ja, was sie für die
Revolution und das Land bedeutet«, sagte Cast-
ro. Allen Anstrengungen und einer Rekord-
ernte zum Trotz wurde das Ziel klar verfehlt.
»Das muss uns eine große Lehre sein. Die Re-
volution ist etwas Wunderbares, aber sie er-
fordert mehr Ernsthaftigkeit, mehr Nachden-
ken«, war sein Fazit.ml Seite 21
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als Präsidentschaftskandidat
gekürt zu werden, scheut Nico-
las Sarkozy vor nichts zurück.
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extreme Zeitschrift »Valeurs ak-
tuelles« griff der französische Ex-
Präsident Sarkozy jetzt populisti-
sche Argumente der Front Natio-
nal auf. Dabei ging es um die De-
batte zum Kampf gegen den isla-
mistischen Terrorismus und zur
inneren Sicherheit in Frankreich.
Während Sarkozy noch im

Herbst 2015 in einem Buch ver-
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das traditionelle automatische
Anrecht auf die französische
Staatsangehörigkeit für in Frank-
reich geborene Kinder bei Errei-
chung des 18. Lebensjahres, nicht
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schenrechtsgruppen, Rechtsex-
perten und linke Politiker auf den
Plan, sondern sogar Kritiker aus
dem eigenen Lager – wie die »Mit-
kandidatin« Nathalie Kosciusko-
Morizet, die bemerkt, dass Sar-
kozy damit de facto in Kauf
nimmt, Staatenlose zu schaffen,
was durch UNO-Beschlüsse ver-
boten ist.
Sarkozy, der offiziell noch gar

nicht erklärt hat, ob er sich um die
Präsidentschaftskandidatur be-
werben wird – woran aber kaum
zu zweifeln ist –, stellt den Wahl-
kampf der Rechten schon jetzt un-
ter das Zeichen der »Nationalen
Identität«. Damit dürfte in die öf-
fentliche Debatte auch die For-
derung zurückkehren, rechts-

kräftig verurteilten Kriminellen
oder gar Terroristen, die eine
doppelte Staatsbürgerschaft be-
sitzen, die französische abzuer-
kennen und sie in ihre Heimat ab-

zuschieben. Zunächst als Innen-
minister 2005-2007 und ab 2007
als Präsident hatte Nicolas Sar-
kozy mehrfach Anlauf genom-
men, das Gesetz in diesem Sinne
ändern zu lassen. Da die Ableh-
nung in der Öffentlichkeit und
selbst im eigenen Lager zu groß
war, hatte er das Thema seiner-
zeit fallen gelassen. Ganz aufge-

geben hat er es wohl nicht, zumal
es sich dabei um eine der popu-
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schrittweise zu eigen zu machen
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hörigkeit ist in Frankreich erlaubt
und vor allem unter Franzosen,
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oder der Türkei stammen, sehr
verbreitet.
In dem Interview präsentiert
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der von ihm als zögerlich und
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ren. Die arabischen Länder soll-
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drängt werden, eigene Boden-
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sehr verbreitet.

Kreml-Stabschef
ausgewechselt
Präsident Putin entlässt Iwanow

Moskau. Der russische Präsident Wladimir
Putin hat seinen langjährigen Vertrauten,
Kreml-Stabschef Sergej Iwanow, überra-
schend entlassen. Dies sei auf dessen eige-
nen Wunsch geschehen, erklärten beide Po-
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Quartal laut der europäischen Statistikbe-
hörde Eurostat auf 0,3 Prozent.
Angesichts dieser Zahlen hat der wirt-

schaftspolitische Sprecher der LINKEN im
Bundestag, Michael Schlecht, gegenüber »nd«
eine Steuerreform ins Spiel gebracht: »Zur
Stärkung der Binnennachfrage brauchen wir
die Entlastung der geringen und mittleren
Einkommen gegenfinanziert durch höhere
Steuern von Spitzenverdienern und Super-
reichen.« Insbesondere aber auch eine besse-
re Lohnentwicklung und mehr öffentliche In-
vestitionen könnten Schlecht zufolge die Bin-
nennachfrage stärken und so die Wirtschaft
gegenüber globalen Turbulenzen wider-
standsfähiger machen. spo Seiten 2 und 8

Das Kreative
als Disziplin
Mit der Aufnahme des
Skateboardfahrens ins
Olympische Programm
von Tokio 2020 erlebt
der Sport eine Wieder-
vereinigung – ein Essay
zur Zeitgeschichte von
Sport und Gesellschaft.
Seiten 18 und 19
Foto: 123rf/pterwort [M]
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»Wir Revolutionäre haben
keine Wahl, nur die Pflicht«
Über das Scheitern der gran zafra 1970 – der großen Zuckerrohrernte, des großen Traums von
Fidel Castro. Dokumentation eines Artikels des kubanischen Journalisten Julio García Luis

E r analysierte die entstande-
nen Probleme bei der Zu-
ckerrohrernte und an einem
Punkt seiner Rede sprach er

die fürchterliche Wahrheit aus: »Wir
schaffen die zehn Millionen Tonnen
nicht.«
Wenige Male gab es solchen

Schmerz und solche Verbitterung in
Fidels Stimme. Selten so viel Emoti-
on in seinen Gesten und im Spre-
chen. Viele stimmten danach über-
ein, ihn nur bei einer früheren Gele-
genheit so erlebt zu haben: als er den
Tod von Che verkündet hatte und
dann bei der Trauerfeier auf dem
Platz der Revolution. (...)
Unter diesen Umständen hatte ich

das Privileg, Fidel zweimal zu erle-
ben – bei seinen beiden nächtlichen
Besuchen in der Granma. (...)
Er kam erregt an, gegen elf Uhr

abends oder vielleicht etwas später,
die Kundgebung war seit geraumer
Zeit zu Ende – in zerknitterter Uni-
form, eine ausgegangene Zigarre in
der Hand. Und setzte sich vor den
Kreis der compañeros, die um einen
Tisch herum standen und auf seine
Worte warteten. Niedergeschlagen
schien er nicht, eher müde und voller
Sorgen. Die rechte Hand strich, in der
charakteristischen Geste, über den
etwas schütteren Bart, der in den
Spitzen bereits weiß wurde. Ohne
Einleitung begann er: »Es war nicht
beabsichtigt von der zafra zu reden.
Aber es wäre dem Volk gegenüber
nicht loyal gewesen. Es war nicht ge-
rade das politisch Klügste, aber es war
das Ehrlichste. Eigentlich wollten wir
abwarten, bis acht Millionen ge-
schafft sind und dann die Erklärung
geben. Das wäre wohl staatsmän-
nisch das Beste gewesen. Aber heute
die pure Freude für das Volk über die-

sen großen Sieg und dann, 20 Tage
später, die große Niederlage ver-
künden, das wäre nicht gut gewe-
sen.« Er schwieg einen Moment, sah
all die Anwesenden an. Dann sagte
er leise: »Wir Revolutionäre haben
keine Wahl, nur die Pflicht.«
Sehr aufmerksam hörte er die Mei-

nung einzelner compañeros an. Es
waren Sätze voller Zuneigung und
Zuspruch. (...) Ich sagte: »Coman-
dante, es gab keinen besseren Au-
genblick für das Volk, eine solche
Nachricht zu hören. Es war aufge-
wühlt.«
Nachdenklich sagte er: »Jetzt muss

ich ins Fernsehen, morgen oder über-
morgen, und alles, was mit der zafra
zu tun hat, erklären. Danach möchte
ich mich am liebsten auf dem Pico
Turquino verkriechen, oder sonstwo,
im entlegensten Zuckerrohrfeld, wo
die Bedingungen am schlimmsten
sind.« (...)
»Wir haben andere Niederlagen

erlebt, sehr harte. Damals beim An-
griff auf die Moncada, in Pío Alegre,
beim Aprilstreik. Aber diese jetzt
schmerzt mehr. Damals waren wir ei-
ne Gruppe,mehr oderweniger bei der
einen oder anderen Sache. Jetzt trifft
es das ganze Volk. Diese Niederlage
schmerzt besonders, weil so viele
Leute betroffen sind, die alle für das
Ziel gekämpft haben.«
Es kamen mehr compañeros. (...)

Die Gesichter waren ernst. Fidel fuhr
fort: »Wir sind im Patt, mit der Kon-
terrevolution. Wir haben einen Sieg
errungen und eine Niederlage erlit-
ten. Jetzt geht es darum, den Ein-
satz für die zafra maximal aufrecht-
zuerhalten. Wenn die Leute aufge-
ben, taugen wir nichts. Packen wir
es an, ob es blitzt oder regnet, wir
müssen um das restliche Zuckerrohr

kämpfen. Und übrigens, es bleibt die
zafra der zehn Millionen. Auf der
ersten Seite behalten wir mit stoi-
schem Mut den Info-Kasten bei, mit
den Angaben zum Ernteertrag, der
Losung der zehn Millionen und al-
lem anderen. Die Sache mit den Fi-
schern ist zu Ende, jetzt geht es wei-
ter um die zafra.« Und an Piñeiro ge-
wandt: »Zu Beginn der Kundgebung
war ich erschöpft, ich war müde.«
Dann, nachdenklich undmehr zu sich
selbst: »Nixon, du kommst gut weg,
wir sind quitt.« Und er fährt fort: »Die
ganze Strategie, die sie geplant hat-
ten, basierte auf der Demütigung
durch ein Scheitern bei den zehn
Millionen. Die Aktionen, die wir er-
lebten, sollten das Klima anheizen.
Sie dachten, dass dieser Umstand ih-
nen den geeigneten Zeitpunkt für ih-
re Pläne liefern würde.
Aber ehrlicherweise muss ich zu-

geben – wenn es besser war, die
Wahrheit jetzt zu sagen und nicht erst
in 20 Tagen –, dass ich es so nicht vor-
hatte, es geschah zufällig. Es war Ehr-
lichkeit gegenüber den Leuten. Als ei-
ner der Fischer von den zehn Millio-
nen sprach, hatte ich ein unerträgli-
ches Gefühl, es war Scham, denn ich
wusste, dass damit weiter Illusionen
genährt werden. Bei der Kundge-
bung am Sonntag schon tat es weh
zu sehen, dass alle Welt den Kampf
für die Freiheit der Fischer mit der
Schlacht um die zehn Millionen ver-
band. Ich sprach dann mit verschie-
denen compañeros und sie über-
zeugten mich, noch nicht auf die zaf-
ra einzugehen. Aber heute, mitten in
der Rede, als ich von den Schwierig-
keiten sprach, schämte ich mich. Es
war ein Gefühl von Schande, dass ir-
gendjemand den leisesten Zweifel
oder den Verdacht haben könnte, wir

würden die Realität verheimlichen,
damit die Leute nicht entmutigt wer-
den.« (...)
Auf dem Tisch der Redaktionslei-

tung lag ein Entwurf für die erste Sei-
te. Fidel las ihn. Da hieß es: In diesen
Momenten des Sieges und des Rück-
schlags: Vorwärts revolutionäres
Volk. Mit mehr Courage und Mut als
jemals verwandeln wir den Rück-
schlag in einen Sieg. Patria o muerte!
Venceremos!
Nachdemer es gelesen hatte, nahm

er einen Kugelschreiber und setzte
dazu: »Fidel spricht heute Abend um
8 Uhr 30 über Rundfunk und Fern-
sehen.«
Inzwischen war auch Llanussa ge-

kommen. »Wie sagen wir, wie nen-
nen wir es: ›Mai-Sieg‹? ... Und Rück-
schlag? Rückschlag von was? Viel-
leicht sollte ich nicht ›Rückschlag‹ sa-
gen, sondern ›Niederlage‹. Die Größe
des Unternehmens, das wir uns vor-
genommen hatten, lässt uns jetzt un-
sere Schwächen erkennen, hat uns
drastisch mit ihnen konfrontiert. Al-
les hängt von derMesslatte ab, die wir
anlegen. Ist diese niedrig, scheint uns
die Revolution enorm und mächtig,
ist die Messlatte aber hoch, sehen wir,
dass wir nicht so groß sind und dass
wir viel Defizite und Begrenzungen
haben. (...) Das Volk hat nicht ver-
sagt. Das Volk hat keinerlei Schuld.
(...) Ich habe nie im Leben für etwas
so viel Energie aufgewendet wie für
diese Zehn-Millionen-Zafra, ich
wusste ja, was sie für die Revolution
und das Land bedeutet. (...) Aber es
fehlte der Verwaltungsapparat, es zu
bewältigen. (...) Das muss uns eine
große Lehre sein. Die Revolution ist
etwas Wunderbares, aber sie erfor-
dert mehr Ernsthaftigkeit, mehr
Nachdenken. Ich glaube, ich habe es

schlecht gemacht, von einem ›Rück-
schlag‹ zu sprechen, denn in Wirk-
lichkeit ist es eine ›Niederlage‹. Mor-
gen im Fernsehen werde ich es kor-
rigieren.«
Llanusa, einer der compañeros,

sagt, er sei nicht einverstanden, das
sei übertrieben. Fidel besteht darauf:
»Nein. Sagen wir, dass es eine Nie-
derlage ist, das ist mutiger, als es
Rückschlag zu nennen.« Llanusa ak-
zeptiert: »Gut, du bist mutiger als
ich.« (...)
Fidel steht auf, er ist ernst, wendet

sich zur Türmit einem: »Wir sehen uns
morgen«, aber kurz danach, um 1 Uhr
30 imMorgengrauen, ist er wieder da.
Atemlos, er hat die Treppen mit gro-
ßen Schritten genommen. Es scheint,
dass er mit dem Vorschlag für die ers-
te Seite nicht einverstanden ist und
neue Ideen hat. Er nimmt ein Stück
Papier und schreibt auf die Rückseite
mit großen Buchstaben: NIEDERLA-
GE. »Wie findet ihr diesen Titel?« (Die
›Granma‹ am Vortag war angesichts
der Rückkehr der Fischer mit der
Schlagzeile »SIEG« erschienen). (...)
»Suchen wir Konzepte«, sagt er dann.
So wird die erste Seite vorbereitet,

er schreibt Titelzeilen, fragt, analy-
siert. Dann konzentriert er sich auf die
Themen, die er im Fernsehen an-
sprechen will. Er animiert sich. Man
sieht ihn an und denkt: Hinter dieser
Stirn gibt es einen Wirbel von Ideen,
die ihn nicht schlafen lassen. Man hat
fast Mitleid. Man weiß, dass sein
schönster Traum an diesem Abend
öffentlich gestorben ist. Und man
weiß, wie hart die Ankündigung des
Scheiterns für ihn gewesen sein muss.

Übersetzung: Waltraud Hagen; Origi-
naltext von cubadebate.cu unter:
dasND.de/fidelgranzafra

Der große, alte Mann aus Havanna
Fidel Castro feiert seinen 90. Geburtstag

Am 13. August wird er 90 Jahre
alt, der große alte Mann in Ha-
vanna – Fidel Castro. Anfang

1959 machte er die Welt aufhorchen;
aus den Bergen kommend, mit seiner
kleinen Rebellenarmee, schickte er
sich an, der Insel Kuba, dem Vergnü-
gungsparadies der USA, nationale
Würde und Souveränität zu geben.
Schon deshalb ist ihm ein Platz in der
Geschichte sicher. Aber auch, weil mit
ihm das Wort Revolution einen neu-
en Sinn bekam, denn der Mann hielt
nicht nur, was er versprochen hatte -

das ganze soziale Programm mit Bo-
denreform sowie Bildung und Ge-
sundheit für alle als Basis –, er be-
gann den weltweit so seltenen Dialog
mit dem Volk. 2006 gab er wegen ei-
ner schweren Erkrankung seine Äm-
ter auf – und ist doch präsent, meldet
sich hin und wieder mit einem Kom-
mentar in der Zeitung »Granma«,
empfängt ausländische Politiker, trifft
Kinder oder Studenten.
Zu seinem Geburtstag erinnert sich

das Land. An Episoden undErfolgemit
ihm, an Kämpfe und an Desaster. Der

Journalist Julio García Luis (1942-
2012) beschreibt in einem Buch, das
demnächst posthum erscheint, eine
Szene, die deutlich macht, was so vie-
le Kubaner an Fidel faszinierte.
Es geht um 1970 und die sensatio-

nellste Zuckerrohrernte: 10 Millionen
Tonnen! Nie vorher erreicht, nie vor-
her gedacht. Auch nicht bedacht, ob
das Ziel nicht größenwahnsinnig sei:
70 Prozent mehr als das Mittel der
vergangenen zehn Jahre! Vielleicht
eine »Jetzt-erst-recht-Reaktion«, denn
die Träume von einem Stahlwerk, von

einer Werft, von großer Industrie hat-
ten bei den sozialistischen Partnern
keine Unterstützung gefunden. Also,
zurück zum ungeliebten Zuckerrohr.
Aus allen Bereichen mobilisiert

man Erntehelfer. Das ganze Land be-
findet sich in einer Schlacht. Und in
Schwierigkeiten.Dawerden imMai elf
Fischer entführt, von Exilkubanern,
durch die Nixon-Regierung und die
CIA unterstützt. Zum Kampf um den
Zucker kommt die Kampagne für de-
ren Freilassung. Als diese erreicht ist,
versammelt sich halb Havanna zu ei-

ner Siegeskundgebung, die Fischer
sprechen, die Stimmung ist eupho-
risch. Fidel redet auf seine schöne Art;
er fängt leise an, erklärt, steigert sich,
nimmt die Zuhörer mit, geht darauf
ein, dass westliche Medien verbreitet
haben, Kuba hätte die Entführung
vorgetäuscht, weil es von den sich ab-
zeichnenden Problemen bei der zafra,
der Zuckerrohrernte, ablenken wolle,
und empört sich darüber. So kommt
er zum Thema zafra. Was er daraus
macht, lesen Sie in der Dokumentati-
on unten. wah

»Ich habe nie im Leben
für etwas so viel Energie
aufgewendet wie für
diese Zehn-Millionen-
Zafra, ich wusste ja, was
sie für die Revolution
und das Land bedeutet.«
Fidel Castro, 1970

Fidel Castro mit Machete bei
der Zuckerrohrernte 1969 – ein
Jahr vor der gran zafra, der
großen Zuckerrohrernte, die zur
Wegscheide für die Revolution
erklärt wurde.
Foto:picture-alliance/Ria Novosti


